Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1713 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. Mai 1967 

III A/6 — 37202 — 5342/67 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Verteidigung. 

Der Bundesrat hat in seiner 308. Sitzung am 28. April 1967 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Dru<±: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 

Vom . . . 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Soldatengesetz vom 19. März 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 114), zuletzt geändert durch das Fünfte 
Gesetz zur Änderung des Soldatengesetzes vom 
6. April 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 305), wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

§ 46 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Ein Berufssoldat, dessen militärische Aus- 
bildung mit einem Studium oder einer Fachaus- 
bildung verbunden v/ar und der auf eigenen An- 
trag vor Beendigung einer Dienstzeit von drei- 
facher Dauer wie die des Studiums oder der Fach- 
ausbildung entlassen wird, muß die entstandenen 
Kosten des Studiums oder der Fachausbildung er- 
statten. Auf die Erstattung der Kosten kann ganz 
oder teilweise verzichtet werden, wenn sie für den 
Soldaten eine besondere Härte bedeuten würde." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


1. Der Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Ände- ! 
rung des Soldatengesetzes betrifft eine Angele- 
genheit der Verteidigung. Die Gesetzgebungs- 
kompetenz des Bundes folgt aus Artikel 73 
Nr. 1 GG. 

2. Mit zunehmender Technisierung und Spezialisie- 
rung der Bundeswehr wächst der Bedarf an quali- 
fizierten Fachkräften. Die Bundeswehr kann nur 
zum geringsten Teil auf Bewerber zurückgreifen, 
die eine den militärischen Anforderungen ent- 
sprechende Vorbildung aus dem Zivilleben mit- 
bringen. Sie ist daher gezwungen, ihre Fach- 
kräfte in bundeswehreigenen oder auf ihre Ko- 
sten in zivilen Ausbildungseinrichtungen heran- 
zubilden. Hierfür müssen außergewöhnlich hohe 
öffentliche Mittel aufgewendet werden. Sie stei- 
gen ständig mit der Zunahme der Spezialverwen- 
dungen, der Anpassung an neue Waffensysteme 
und der damit verbundenen verlängerten Aus- 
bildungsdauer. Der Bereich dieser Spezialaus- 
bildung reicht von der Vermittlung einer hand- 
werklichen Ausbildung über die Heranbildung 
von Elektronik-Ingenieuren und Jet-Piloten bis 
zum akademisch gebildeten Offizier. Die Ausbil- 
dung eines Jet-Piloten kostet schon jetzt etwa 
1,8 Millionen DM. 

Ein solcher Kostenaufwand erfordert es, daß 
diese Spezialisten nach ihrer Ausbildung der 
Bundeswehr eine angemessene Zeit zur Verfü- 
gung stehen, um die Ausbildung nutzbar zu 
machen. Es ist nicht zu vertreten, daß der Soldat 
vorher aus seinem Dienstverhältnis ausscheidet, 
um die ihm kostenlos vermittelte Ausbildung in 
einer besser bezahlten zivilen Stellung zu ver- 
wenden. Diesem Streben nach frühzeitigem Aus- 
scheiden wollte der Gesetzgeber mit der Vor- 
schrift des § 46 Abs. 4 entgegenwirken, indem 
er den Soldaten zur Rückzahlung der Ausbil- 
dungskosten verpflichtet, wenn er auf seinen 
Antrag vor Beendigung einer Dienstzeit von 
gleicher Dauer wie die des Studiums oder der 
Fachausbildung entlassen wird. Fachausbildung 
im Sinne der Vorschrift des § 46 Abs. 4 SG ist 
die Ausbildung in Fachgebieten außerhalb des 
allgemeinen Truppendienstes (vgl, Erlaß vom 
10. September 1959 — VMBl. S. 610 — ), nicht 
aber die Fachausbildung im Sinne des Soldaten- 
versorgungsgesetzes, die nur den Soldaten auf 
Zeit zur Vorbereitung auf ihren künftigen Zivil- 
beruf gewährt wird. 

Die Regelung des § 46 Abs, 4 hat sich bisher 
insoweit als wirksam erwiesen, als die Soldaten 
ihre Entlassung nicht vor Ablauf der in dieser 
Vorschrift genannten zusätzlichen Dienstzeit ver- 
langt haben. Sie haben ihre Entlassung in vielen 
Fällen aber unmittelbar nach dieser Mindestzeit 


beantragt. Auf diese Weise hat die Bundeswehr 
allein im Jahre 1966 14 Jet-Piloten, deren drei- 
jährige Spezialausbildung rund 25 Millionen DM 
gekostet hat, an Fluggesellschaften abgeben 
müssen. Schon dieser der Zahl nach geringe Ab- 
gang an qualifiziertem fliegerischen Personal er- 
schwert die Einsatzbereitschaft der Luftwaffe. 
Wegen des steigenden Personalbedarfs der Flug- 
gesellschaften ist mit einer noch zunehmenden 
Abwanderung zu rechnen. Auch auf anderen 
Spezialgebieten führt das vorzeitige Ausscheiden 
der Soldaten zu einer spürbaren Verschärfung 
der ohnehin angespannten Personallage der 
Bundeswehr, Der hohen Bezahlung in der freien 
Wirtschaft kann die Bundeswehr nichts Gleich- 
wertiges entgegensetzen. 

Um dieser Entwicklung entgegenzutreten, sieht 
der Entwurf vor, daß der Soldat, dessen militä- 
lische Ausbildung mit einem Studium oder einer 
Fachausbildung verbunden war, nur dann von 
den Rückzahlung seiner Ausbildungskosten be- 
freit wird, wenn er nach Beendigung des Stu- 
diums oder der Fachausbildung noch mindestens 
eine zusätzliche Dienstzeit leistet, die das Drei- 
fache der Dauer der Fachausbildung oder des 
Studiums beträgt. Es soll erreicht werden, daß 
der Soldat künftig nach Abschluß der Spezial- 
ausbildung der Bundeswehr noch dreimal so 
lange zur Verfügung steht wie nach bisheriger 
Regelung. Nach den bisherigen Erfahrungen ist 
mit Rücksicht auf die Höhe der Ausbildungsko- 
sten zu erwarten, daß dieses Ziel mit der Geset- 
zesänderung auch erreicht wird. 

Nach Satz 2 soll ausnahmsweise von der Kosten- 
rückerstattung ganz oder zum Teil abgesehen 
werden können. Mindestvoraussetzung dafür ist, 
daß eine Erstattung der Kosten für den Soldaten 
eine besondere Härte bedeuten würde. Ein sol- 
cher Härtefall wäre z. B. anzuerkennen, wenn 
durch die Kostenerstattung die wirtschaftliche 
Existenz des Soldaten ernstlich gefährdet würde. 
In diesem Zusammenhang können aber auch die 
Länge der Zeit, die der Soldat nach seiner Spe- 
zialausbildung der Bundeswehr zur Verfügung 
gestanden hat, und die Gründe für ein vorzei- 
tiges Ausscheiden aus der Bundeswehr berück- 
sichtigt werden. Die Fassung des zweiten Satzes 
schließt jedoch die Heranziehung des Soldaten 
zur Kostenerstattung auch beim Vorliegen der- 
artiger Härtegründe nicht aus, wenn über- 
wiegende öffentliche Interessen, insbesondere 
Gründe der Verteidigung, einem Absehen von 
der Kostenrückerstattung entgegenstehen, 

♦ 

Durch dieses Gesetz entstehen dem Bund keine 
Mehrkosten. 
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